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B E R ATE R ECK E

Ein Pyrrhussieg in der Staatshaftung oder «Ausser Spesen nichts gewesen» 
Ausgangslage
Im Zentrum eines jüngeren Bundesgerichts-
entscheides (Urteil Nr. 2C_960/2013 vom 
28. Oktober 2014) stand ein Landwirt-
schaftsbetrieb in der sog. «Bauernhofzone» 
(Baugebiet mit erlaubter landwirtschaftli-
cher Nutzung). Der Landwirt ersuchte bei der 
Gemeindeverwaltung um Bewilligung für 
den Neubau eines Schweinestalls. In den 
Unterlagen hielt er handschriftlich fest, dass 
nicht mit Mehrbelastungen zu rechnen sei. 
Die Gemeinde leitete das Baugesuch nach 
Ablauf der Aufl agefrist an die kantonalen 
Fachstellen weiter. Schliesslich wurde dem 
Landwirt die Baubewilligung erteilt.
Nach Fertigstellung und Inbetriebnahme des 
Stalles stellte sich heraus, dass die Baube-
willigung formell und materiell rechtswidrig 
erteilt worden war. Vermutlich aufgrund von 
Missverständnissen zwischen den involvier-
ten Behörden – Landwirtschaftsamt, Um-
weltamt und Einwohnergemeinde – war die 
Einhaltung der Mindestabstände nach der 

Luftreinhalteverordnung nicht geprüft wor-
den. Somit fehlte nicht nur die nötige Bewilli-
gung des zuständigen Departements (for-
melle Widerrechtlichkeit), sondern auch die 
Einhaltung der erforderlichen Mindestab-
stände gegenüber den bewohnten Zonen 
(materielle Widerrechtlichkeit). Das Verwal-
tungsgericht des Kantons Solothurn hiess 
eine entsprechenden Klage der Nachbarn 
gut und verfügte den Abbruch des Stalls 
sowie die Aufgabe der Schweinehaltung. 

Bestandesschutz vor Vermögensschutz
Der Bauherr verzichtete auf eine Anfech-
tung dieses Entscheids, womit das Urteil in 
Rechtskraft erwuchs. Er meldete aber ei-
nen Anspruch auf Schadenersatz für seine 
nutzlos gewordenen Investitionen an und 
reichte später eine entsprechende Klage 
gegen Kanton und Gemeinde ein. Diese be-
stritten eine Schadenersatzpfl icht mit der 
Begründung, dass der Landwirt das Urteil 
des Verwaltungsgericht nicht angefochten 

hatte. Dieses gelte deshalb als rechtskräf-
tig, womit der Widerruf der Baubewilligung 
rechtmässig erfolgt sei.
Tatsächlich gilt im Staatshaftungsrecht der 
Grundsatz, dass eine rechtskräftige Verfü-
gung einer Behörde nicht mehr auf ihre 
Rechtmässigkeit geprüft werden darf. Dies 
muss vorher im entsprechenden Rechtsmit-
telverfahren (Rekurs, Beschwerde etc.) ge-
schehen («Bestandesschutz vor Vermögens-
schutz»). Das Bundesgericht hielt aber fest, 
dass sich aus dem (rechtmässigen) Widerruf 
einer (widerrechtlich) erteilten Verfügung 
durchaus ein Anspruch auf Ersatz eines Ver-
trauensschadens ergeben könne. Für diesen 
Anspruch ist es nicht relevant, ob die haf-
tungsbegründende Verfügung angefochten 
wurde oder nicht.
Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass 
der Landwirt auf die Rechtmässigkeit der er-
teilten Baubewilligung vertrauen durfte. Es 
dürfe nicht ihm angelastet werden, dass die 
Einhaltung der Mindestabstände ungenü-

gend abgeklärt worden sei; dies sei allein 
Aufgabe von Kanton und Gemeinde gewe-
sen. Ebenso wenig kann ihm vorgeworfen 
werden, dass er auf eine Anfechtung der Wi-
derrufsverfügung durch das Verwaltungsge-
richt verzichtet hatte, da die Unterschreitung 
der Mindestabstände dermassen erheblich 
war, dass eine Anfechtung keinen Sinn ge-
macht hätte. Der betroffene Landwirt durfte 
sich also auf die Vertrauenshaftung be-
schränken und gestützt darauf direkt Scha-
denersatz vom Gemeinwesen verlangen.

Wie sieht die Situation in Zürich aus?
Der beschriebene Fall hatte sich im Kanton 
Solothurn zugetragen. Dort existiert – im Un-
terschied zum Kanton Zürich – eine explizite 
gesetzliche Grundlage für Ersatz eines Ver-
trauensschadens aufgrund des Widerrufs ei-
ner bereits erteilten Verfügung. Gemäss der 
bundesgerichtlichen Praxis kann sich die 
Vertrauenshaftung aber auch direkt auf die 
entsprechende Verfassungsnorm (Art. 9 BV, 

Anspruch auf Behandlung nach Treu und 
Glauben) stützen. Deshalb kann ein Vertrau-
ensschaden grundsätzlich auch im Kanton 
Zürich geltend gemacht werden.
Zwar hat der betroffene Landwirt vor Bundes-
gericht obsiegt und konnte einen Anspruch 
auf Schadenersatz gegenüber den Behörden 
durchsetzen. Wir bezweifeln aber stark, dass 
er dadurch seinen effektiv erlittenen Schaden 
wirklich decken konnte; durch das ganze Ver-
fahren und den Ausfall der Schweinehaltung 
hat er wahrscheinlich sogar sehr viel drauf-
zahlen müssen. Um solchen Diskussionen aus 
dem Weg zu gehen, ist jedem Bauherrn anzu-
raten, selber proaktiv für die vollständige und 
widerspruchsfreie Abklärung der öffentlich-
rechtlichen Vorschriften im Bauverfahren 
besorgt zu sein. Dies gilt insbesondere bei 
immissionsträchtigen Anlagen wie Hühner- 
oder Schweinehaltungen.

RA lic. iur. Raphael Meyer 
Niklaus Rechtsanwälte, Dübendorf �
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Für die Bauernfamilien!
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Die Mär von weniger Administration
Die AP 14/17 ist bald ein Jahr in 
Kraft, die ersten Schlussabrech-
nungen sind im Haus und jeder 
Betrieb kann sich auf der Ver-
lierer-/Gewinnerseite selber ein-
reihen. Für Viele ist das Resultat 
ernüchternd. 

Wir haben in den letzten 20 Jahren ge-
lernt, dass Direktzahlungen Kontrol-
len nach sich ziehen. Neue Direktzah-
lungssysteme brauchen neue Formu-
lare, bringen neue Termine, neue Kont-
rollen und neue Abhängigkeiten. Am 
Beispiel der «defi nitiven Suisse Bilanz» 
erleben wir das dieser Tage hautnah. 
Ein jahrelang bewährtes und schlan-
kes System wird durch die neue AP 
über den Haufen geschmissen und 
muss einem aufgeblähten, angeblich 
genaueren, dem Landwirt aber weni-
ger nützlichen Monstrum weichen. 
Das sind starke Worte, aber nicht 
grundlos. Man vergleiche:

Bisheriges System: ein Erhebungs-
blatt A4, ausgefüllt nach bestem Wis-
sen und Gewissen mit den Zahlen für 

die Produktion des folgenden Jahres. 
Eingesandt bis Ende Jahr, durch einen 
Nährstoffhaushaltrechner umgesetzt 
in die Suisse Bilanz, erhielt man das 
Resultat ca. im Februar sehr übersicht-
lich dargestellt nach Hause zugesandt. 
Die Zahlen dienten als Richtschnur 
für die gesamte Düngung des kom-
menden Jahres. Im Herbst gab es stich-
probenweise Kontrollen durch die Ag-
rocontrol, ob die errechneten N- und 
P-Kontingente eingehalten worden 
sind. Funktionierte zur Zufriedenheit 
fast aller.

Neues System: Im Jahr 2015 wird 
die Bilanz 2014 gerechnet(!) und auf 
der Kontrolle 2015 kontrolliert. Der 
Landwirt hat keinen Nutzen mehr, sie 
dient allein der Kontrolle. Eine Selbst-
deklaration auf einem Erhebungsblatt 
reicht nicht mehr, man muss die An-
gaben belegen, also bitte Folgendes 
einreichen:
• Das altbekannte Erhebungsblatt
• eine Kopie der bestätigten Liefer-

scheine aus dem Hofdüngertransfer-
 aufzeichungsprogramm HODUFLU

• Kopien der Lieferscheine von zu-
und weggeführtem Grundfutter und
Stroh

• Wer Rindvieh auf dem Betrieb hat: 
 TVD-Ausdruck gemäss Anleitung 
 auf agate.ch.
• Wer zusätzlich am Programm GMF 
 (graslandbasierte Milch- und Fleisch-

produktion) teilnimmt: Lieferschein-
kopien des Kraftfuttereinsatzes und 

 falls er sömmert, einen Nachweis 
 des Sömmerungsbetriebs über den 
 Einsatz von Kraftfutter auf der Alp.
Was läuft hier falsch? Gut gemeint ist 
das Gegenteil von gut! Ein alter 
Spruch scheint hier Tatsache zu wer-
den. Ein System, das vorgibt, genauer 
und besser zu sein als das bisherige, 
gleichzeitig aber weniger Aussage-
kraft für den Landwirt hat und ein 
Vielfaches an Aufwand mit sich 
bringt, ist schlichtweg unbrauchbar. 
Die Verantwortlichen sind gefordert, 
bessere Lösungen zu suchen. Da das 
ganze beschriebene System in der 
Direktzahlungsverordnung niederge-
schrieben ist, sind hier klar der Bun-

desrat und die zuständigen Bundes-
amtsstellen angesprochen.

Die Vollzugsstellen im Kanton 
Zürich, allen voran die Agrocontrol, 
haben versucht, die Umsetzung der 
Vorgaben so betriebsverträglich wie 
möglich zu gestalten. Hier ist Kritik 
verfehlt, obwohl der Unmut Vieler 
auch auf sie fallen wird. Verbesserun-
gen müssen klar auf übergeordneter 
Ebene stattfi nden. Es ist zu hoffen, 
dass sowohl der Schweizerische Bau-
ernverband, wie die einzelnen Kan-
tone hier mithelfen, rasch Verbesse-
rungen herbeizuführen. Für das Jahr 
2015 sind aufgrund der engen Zeitvor-
gaben keine Verbesserungen möglich. 
Alle Bauernfamilien sind aufgerufen, 
die geforderten Formulare möglichst 
lückenlos einzureichen, damit es 
keine Überraschungen auf der Kont-
rolle 2015 gibt. Viele Betriebe werden 
es sich nicht leisten können, neben 
der tieferen Schlussabrechnung noch 
Kürzungen der Direktzahlungen auf-
grund fehlender Dokumente oder 
falscher Bilanzen in Kauf zu nehmen!

Abschliessend bleibt festzuhalten: 
Die immer wieder gehörte und gele-
sene Mär von weniger Administra-
tion gehört defi nitiv ins Land der 
Träumer!

Andreas Buri, Präsident Kommission 
Ökologie und Kontrolle des ZBV �

Entgegen aller Versprechungen nimmt der 
Kontrollaufwand weiter zu. (Bild: ZBV)

Regional-
versammlungen 
2015

✒   Montag, 12. Januar 2015 
Restaurant Hirschen, Hinwil

✒   Donnerstag, 15. Januar 2015  
Strickhof, Wülfl ingen

✒   Dienstag, 20. Januar 2015 
Restaurant Löwen, Hausen am Albis

Versammlungsbeginn: 
jeweils 20.00 Uhr




